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„An die königliche Staatsregierung erlaube ich mir die Frage zu richten:] Esken, der bei dem Toaft die einfachſten Regeln des Anſtandes verletzt habe, 


ob es ihr bekannt iſt, daß der Landrath Dr. Schultz in 
geordneter, von der königlichen Regierung zu Königsberg zum Wahleommiſſa⸗ 


rius für die Wahlen zum Reichstage des norddeutſchen Bundes im Sreife |neigung gegen die 


Memel⸗Heydekrug ernannt iſt und ob ſie event. geſonnen iſt, dieſe Ernennung 
rückgängig zu machen? 

Motive: Der Beſchluß des Hauſes vom 15. Januar e., die Ernennung 
von Wahlcommiſſarien betreffend, und die vorhergehenden Verhandlungen über 
die Wahlen der Abg. Dr. Schultz und Degen.“ 

Der Miniſter des Innern erklärt ſich zur ſofortigen Beantwortung der 
Interpellation bereit. — Zur Motivirung derſelben erhält das Wort: 

Abg. Dr. Lüning: Ich habe mich allerdings ſchon daran gewöhnt, nicht 
fo leicht überraſcht zu werden durch Maßnahmen der Provinzialbehörden; 
aber die Nachricht, daß der Landrach Schultz, deſſen Wahl wir bekanntlich 
wegen a Wahlbeeinfluſſungen kaſſirt haben, zum Wahl⸗Commiſſa⸗ 
rius für Memel⸗Heydekrug ernannt worden ſei, kam mir faſt unglaublich vor; 
um ſo unglaublicher, als das Anſehen dieſes Herrn durch alle dieſe Vorgänge 
in ſeinem Kreiſe, wie aus den umlaufenden Gerüchten über ſeinen Austritt 
aus dem dortigen landwirthſchaftlichen Verein, über ſeine bevorſtehende Ver⸗ 
ſetzung ꝛc. hervorgeht, natürlich ſehr gelitten hat und allerhand Befürchtungen 
ſich daran knüpfen. Es ſind in jenem Kreiſe eine ganze Menge achtbarer 
und fähiger Männer, denen dies Amt hätte übertragen werden konnen. 

Die Folgen der Ernennung haben ſich auch ſchon gezeigt; wahrſcheinlich 
um die Controle leichter üben zu können, hat er das fertig bekommen, den 
Wahlkreis in 139 ganz kleine Wahlbezirke zu theilen. (Hört! hört!) In dieſer 
Ernennung liegt eine Verletzung aller der Rückſichten, die jede politiſche Parlei 
der andern und die vor Allem die Regierung jeder Partei ſchuldig iſt (Wider⸗ 
ſpruch rechts); ja, m. H., das iſt gewiß eine Verletzung der ſchuldigen Rück⸗ 
ſichten, wenn ein perſönlich und volitiſch ſo compromittirter Mann zum Wahl⸗ 
commiſſarius ernannt wird. (Unruhe rechts.) Es liegt jedenfalls ſehr im 
Intereſſe Preußen, daß das aus der Wahl hervorgegangene Parlament ein 
hochangeſehenes und hochgeachtetes fei; hierzu iſt aber nothwendig, daß die 
Wahlen ein ungefälſchter Ausdruck der öffentlichen Meinung toerden und die 
Integrität der Wahlen nicht angefochten wird. Wenn die Regierung nun 
verſucht, mit allen Mitteln einen Regierungs⸗Candidaten durchzuſetzen, jo kann 
ſie damit wohl die Zahl der Stimmen vermehren, aber nicht das Anſeben 
des Parlaments. Die Ernennung eines ſolchen Wahlcommiſſarius zerſtört 
aber von vorn herein den Glauben an die Integrität des Parlaments. In 
dieſer Seſſion haben wir vom Miniſtertiſch die Aachen erhalten, daß die 
Staatsregierung die Beſchlüſſe des Hauſes achten wolle; dies nenne ich aber 


keine Achtung der Beſchlüſſe des Hauſes, keine Achtung der öffentlichen Mei⸗ 


nung und des öffentlichen Rechtsbewußtſeins. Noch iſt es für die Regierung 
Zeit, die Sache wieder gut zu machen; und ich hoffe nicht, daß der Hr. Mini- 
ſter des Innern die Worte, die er geſprochen: „Die Regierung habe durch 
Ertheilung der Indemnität die moraliſche Verpflichtung übernommen, ſich der 
liberalen Partei zu nähern“, dadurch illuftriren wird, daß er dieſe Ernennung 
gut heißt. Dies iſt nicht der Weg zur Verſöhnung, der im Intereſſe des 
Landes dringend erforderlich iſt. (Beifall links.) 

Miniſter des Innern Graf zu ed Darüber, daß der Land⸗ 
rath Schultz zum Wahlcommiſſar behufs Abhaltung der Wahlen zum nord: 
deutſchen Parlament ernannt worden iſt, iſt mir amtlich nichts angezeigt, 
worden; ich halte es jedoch für wahrſcheinlich und erkläre, daß ich keine Ver: 
anlaſſung finde, falls die Ernennung von der Regierung erfolgt fein ſollte, 
dieſelbe rückgängig zu machen. Der Beſchluß dieſes Hauſes vom 15. Januar 
d. J. iſt mir wohl bekannt; aber 7 dieſes Hauſes in dieſer Richtung 
ſind doch nichts als Wünſche, welche die Regierung gern erfüllen wird, ſoweit 
es ſich mit ihrer Stellung und ihren Pflichten verträgt. Ich kann nicht zu⸗ 
geben, daß die Ernennung des Landrath Schultz eine derartige Verletzung 
der Beſchlüſſe dieſes Hauſes enthalten würde, wie der Interpellant meint. 
Ich kann auf das ganze weite Feld ſeiner Ausführungen nicht eingehen, weil ich 
mich nur auf die Interpellation beſchränken muß; ich glaube aber anführen 
zu müſſen, daß der ganze Gegenſtand nicht vor die Competenz dieſes Hauſes 
gehört. Der damalige Beſchluß bezog ſich nur auf die Wahl für dieſes Ab⸗ 

eordnetenhaus und kann weiter nicht als Maßgabe für Wahlen zu anderen 
d gelten. Wenn der Reichstag etwas dagegen auszuſetzen haben wird, 
o wird die Regierung darüber Rede und Antwort ſtehen. (Bravo rechts.) 

„Der zweite Gegenſtand der T.⸗O. ift der Bericht der vereinigten Com⸗ 
miſſionen für Handel und für Agrar⸗Verhältniſſe über eine Petition, 
betreffend eine Abänderung reſp. Erläuterung des Geſetzes wegen Regulirung 
des Abdeckereiweſens vom 31. Mai 1858. Der Antrag der Commiſſion: „die 
Petition der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen“, wird ohne 
Debatte angenommen. 

Es folgt der Bericht des Abg. Bode als ernannten Ref. für die Schluß⸗ 
berathung über den von dem Herrenhauſe an das Haus der Abgeordneten 
zurückgelangten Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Regelung der 
Dee Beſteuerung in dem Fürſtenthume Hohenzollern: 

echingen. 

Der Referent beantragt: das Haus der Abgg. wolle beſchließen: 1) in dem 
5 5 der Vorlage des Herrenhauſes zwiſchen den Worten 
„erhalten eine“ und „aus der Kaſſe der n Lande“ folgende 
Worte einzuſchalten: „für die in Abſchnitt II. Nr. 12 der fürſtlichen Reſo⸗ 
lution vom 4. Mai 1818 S. 152 des Verordnungs⸗ und Anzeigeblattes für 
das Fürſtenthum Hohenzollern⸗Hechingen gedachten Güter aus der allgemeinen 
preußiſchen Staatskaſſe für die übrigen“, 2) für den Fall, daß entweder die 


n] königliche Staats⸗Regierung dem Antrage J. nicht zuſtimmt, oder aber falls 


dieſe Zuſtimmung an das Haus ihn verwirft: in den 88 5 und 7 der 
Vorlage des Hertenhauſes an Stelle der Worte: „Kaſſe der hohenzollernſchen 
Lande“ das Wort „Staatskaſſe“ zu ſetzen; 3) falls das Haus den Antrag II. 
verwirft: die Vorlage des Herrenhauſes unverändert anzunehmen. 

Nachdem Abg. Bode ſeinen Antrag kurz motivirt hat und die Abgg. Or. 
Eberty und Schanz gleichfalls für denſelben geſprochen, erklärt ſich der Res 
gierungs⸗Commiſſarius gegen den Antrag sub I und 2, hat aber gegen 
den dritten Punkt deſſelben nichts Weſentliches einzuwenden. Abg. Bode 
zieht darauf die beiden erſten Anträge zurück. Man kommt zur Specials 
Discuſſion; es meldet ſich jedoch kein Redner zum Worte; ſämmtliche Para⸗ 
graphen der Vorlage werden in der vom Herxenhauſe feſtgeſtellten Faſſung 
angenommen, das ganze Geſetz ſchließlich genehmigt. 

„Vierter Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt der zweite Bericht der Com⸗ 
miſſion für das Gemeindeweſen über Petitionen. Sub Litt. A. liegt 
eine Petition der Gemeinde von Herringſen vor auf Redreſſirung der Ernen⸗ 
nung eines commiſſariſchen Vorſtehers, nachdem der dazu gewählte Esken, ein 
langjähriger bewährter Beamter der Gemeinde, wiederholt nicht beſtätigt wor⸗ 
den und die Gemeinde zu einer anderen Wahl nicht zu bringen geweſen war. 
Referent Abg. v. Carlowitz beantragt namens der Commiſſion, die Pe⸗ 
fition der Regierung zur Berückſichtigung in der Abſicht zu überweisen, die 
Regierung zu vermögen, die Beſtätigung des Esken zum Gemeinde⸗Vor⸗ 
ſteher cn auszuſprechen und ſo dem mit dem Geſetze nicht zu ver⸗ 
einbarenden, auch ſonſt unzweckmäßigen Ausnahmezuſtande der Berufung eines 
Auswärtigen zum Vorſteher⸗Amte ein Ende zu machen. 

Abg. Jung; Ich erkläre mich mit der Commiſſion durchaus einver⸗ 
ſtanden und will nur gegen eine Stelle der Motive Verwahrung einlegen, 
als ob die Gemeinde durch „Renitenz“ die „Regierung zu Ausnahmemaß⸗ 
regeln gezwungen“ habe. Sie hat nur auf ihrem Recht beſtanden, den ihr 
am tauglichſten ſcheinenden Mann zu wählen; der wird nicht beſtätigt und 
nun erhält die Gemeinde einen Commiſſar; ſie hat daſſelbe geiban, was 
Berlin, Königsberg und viele andere Städte gethan haben, die denſelben 
Kampf mit uns kämpfen. Dafür ſoll man ſie loben, aber nicht tadeln! Das 
Einzige, was gegen den Mann vorgelegen hat, ſind politiſche Gründe. Es 
wird angeführt, daß er bei einem Toaſt auf den König ſitzen geblieben iſt. 
Ich bin überzeugt, daß eine gewiſſe Ehrfurcht vor dem Landesoberhaupte ſich 
ziemt; aber wenn ſolche Dinge durch die Polizei ausgeipürt und bekannt ge⸗ 
macht werden, um dem Betreffenden zu ſchaden, ſo wird dadurch die Ehrfurcht 
vernichtet und die Unterwürfigkeit hergeſtellt, und alle Abhängigen und Furcht⸗ 
ſamen werden ſich noch tiefer ducken, alle Unabhängigen aber werden ſolche 
Gelegenheiten 5 vermeiden. (Bravo. 

Der Abg. v. Vincke (Hagen) ſtellt den Antrag auf T.⸗O., welcher aus⸗ 
reichend unterftügt wird. Der Antragſteller findet den Commiſſionsantrag 
uncorrect und gegen die Verfaſſung laufend, weil er zu weit ge in den Bor: 
ſchriften, die er der Regierung machen wolle. Er findet das Verfahren gegen 


Memel, früher Ab⸗ gerechtfertigt. (Bravo rechts.) 


Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Der Miniſter des Innern hat oft feine Ab⸗ 
1 olizeiwirthſchaft kundgegeben; er würde alſo ſicher, wenn 
er hier auf ſeinem Platze wäre, den Wunſch ausſprechen, daß ihm die Petition 
übergeben werde. (Heiterkeit.) Die Gemeinde Herringſen bat ſtets preußiſche 
Sympathien und Loyalität gewahrt und man ſollte dieſe Gefühle nicht durch 
ein ſolches Verfahren untergraben. Der Toaſt ift nicht bei einem officiellen, 
ſondern bei einem landwirthſchaftlichen Feſte ausgebracht worden und der 
p. Esken kann denſelben wohl überhört haben, da er nicht allein ſitzen geblie⸗ 
ben iſt, ſondern ganze Reihen. Außerdem aber iſt dies Alles erſt lange nach 
der Nichtbeſtätigung erfolgt und ſpäter erſt als Grund hervorgeſucht worden. 

Reg.⸗Commiſſar Wohlers: Das zuletzt Angeführte iſt für die Regie⸗ 
rung ein vollſtändiges norum. Der Hr. Miniſter des Innern hat nie e 
Beſchwerde über die Nichtbeſtätigung des Esken erhalten und es iſt deswegen 
correct verfahren worden, als nach erfolgloſer wiederholter Wahl ein Com⸗ 
miſſar ernannt wurde. Es iſt daher zu dem Antrage der Commiſſion kein 
Anlaß vorhanden. Es wäre correct, wenn die Gemeinde jetzt eine Neuwahl 
bornähme; möͤglicherweiſe würde jetzt der p. Esken ſogar beſtätigt werden. 

Abg. Gräſer wiederholt die Ausführungen des Commiſſars und wendet 
ſich noch kurz gegen die Abgeordneten v. Bockum⸗Dolffs und Jung. Man 
dürfe die Oppoſition der Gemeinde nicht unterſtützen und müſſe deswegen den 
Antrag v. Vincke annehmen. ! 

: Nach Annahme des Schluſſes der Discuſſion folgen perſönliche Bemer⸗ 
ungen. N 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs conftatirt, daß die erſte Nichtbeſtätigung des 
Esken 1863 und der beſprochene Vorfall im Juni 1864 ſich ereignete. Abg. 
Jung bemerkt gegen den Abg. Gräfer, daß er nur das Verfahren der Por 
lizei gegenüber dieſem Vorfalle getadelt habe. 

Nachdem noch Ref. Abg. Carlowitz den Commiſſtonsantrag befürwortet 
hat (Redner iſt wegen der großen Unruhe des Hauſes durchaus unverſtändlich), 
wird der Antrag des Abg. v. Vincke (Hagen) mit 109 gegen 104 Stimmen 
angenommen. . 

Es folgen sub Litt. B. 4 Petitionen aus Berlin, Memel und Lands 
berg, betreffend die Nichtbeſtätigung unbeſoldeter Stadträthe. 
Dieſelben beantragen eine Aenderung des § 32 der Städteordnung vom 
30. Mai 1853 herbeizuführen, jo daß nur noch die Bürgermeiſter der Beſtäti⸗ 
gung bedürften, reſp. die en gf aufzufordern, in dieſer Sache von politi⸗ 
ſchen Erwägungen abzuſehen. Ref. Abg. v. Carlowitz. Die Commiſſion 
beantragt folgende Reſolutton: 

„Das Haus der Abgeordneten, von der Verwerflichkeit des von der Re⸗ 
ierung bei Handhabung des im § 33 der Städteordnung für die 6 öſtlichen 
Pe bingen vom 30. Mai 1853 ihr zukommenden Beſtätigungsrechtes commu⸗ 
naler Wahlen befolgten Syſtems überzeugt, findet gleichwohl, in Betracht, daß 
die gegenwärtige Regierung, geſtützt auf den Wortlaut des Geſetes, an ihrem 
Syſtem feitbält, eine Interceſſion im Sinne der Petenten, ſei es durch Ueber⸗ 
reichung der Petitionen zur Berückſichtigung, ſei es durch Ergreifung der Int: 
tiative in der Geſetzgebung nicht zeitgemäß und geht — jedoch nur aus dieſem 
Grunde, über die betreffenden Petitionen zur Tagesordnung über.“ 

Abg. v. Binde (Hagen) ſtellt den Antrag auf T.⸗O. in Erwägung deſſen, 
daß der Miniſter des Innern erklärt habe, von ſeinem Rechte fortan einen 
milderen Gebrauch machen An wollen. 5 

Abg. Jung ſtellt den Antrag, die Petitionen der Regierung zur Berück⸗ 
ſichtigung zu Überweiſen. 5 

Beide Anträge werden ausreichend unterſtützt. 

Ref. Abg. v. Carlowitz (wegen der großen Unruhe des Hauſes fortdau⸗ 
ernd unverſtändlich) empfiehlt kurz den 8 

Abg. Tweſten: Es handelt ſich hier um geibichtige Grundlagen der 


Selbſtverwaltung. Während des Conflicts hat der Miniſter des Innern von 


ſeinem Beſtätigungsrechte wie von einem Kriegsrechte Gebrauch gemacht in 
einer Weile, wie ſie noch nie erlebt worden iſt. Nach Ertbeilung der Indem⸗ 
nität hat er dann verſichert, daß ihm das Wohl der Communen ſehr am 
Herzen liege und daß er jetzt eine mildere Praxis einführen wolle. Bis 15 
aber iſt davon nichts zu merken. Es iſt deswegen bei Beſchwerden mit ſo 
guten Gründen nicht möglich, zur Tages⸗Ordnung überzugehen; die Motive 
der Commiſſion reichen dafür nicht aus und noch weniger die des Abgeord⸗ 
neten v. Vincke. Bedenken Sie z. B., daß in Berlin ein Mann zum Com⸗ 
miſſar ernannt worden iſt, welcher weder Berliner noch überhaupt Preuße 
iſt. Ebenſo hat in der Provinz Gumbinnen der Reg.⸗Präſident Maurach ein 
Syſtem eingeführt, welches ganz geeignet iſt, das Gemeindeweſen vollſtändig 
zu verwüſten. m September vorigen Jahres — alſo nach jenen Verſiche⸗ 
rungen des Miniſters des Innern — muthet man noch einem zum Stadiraih 
gewählten Kaufmann zu, ſich vor dem Landrath einer Prüfung zu unterwer⸗ 
fen und als der Magiſtrat dagegen remonſtrirte und der Kaufmann darauf 
ebenfalls nicht einging, ſondern ſehr richtig gar nicht antwortete, wurde er nicht 
beſtätigt. Das ift noch im Januar d. J. geſchehen! Gegen eine ſolche Auf⸗ 
hebung deslRechts der Selbſtverwaltung, das in einer großen Zeit als Grund⸗ 
lage der Freiheit, Macht und Größe des Vaterlandes geſchaffen wurde, muß 
das Haus entſchieden Einſpruch erheben. (Bravo!) W 
Adg. v. Binde ſpricht für ſeinen Antrag. Derſelbe iſt jedoch, da er 
mit dem Rücken gegen den Stenographentiſch gelehnt iſt, unverſtändlich. 
Reg.⸗Commiſſar v. Boettiger erklärt über die Fälle, vie Abg. Tweſten 
angeführt, nicht genügend inſtruirt zu ſein, um ſie zu beſtätigen oder zu 


Miniſter bei ſeinem Verſprechen 1 eg Virchow hat mich auf Grund einer 
ich): au 
habe. 


Abg. v. Werdeck: Ich bitte Hrn. Virchow um Entſchuldigung, daß ich 
are babe; 55 es macht immer einen 0 tomilen Eindrud, 
wie ſelbſt 
Präſident b. Forckenbeck: Ich muß den Redner bitten, perſönliche Eigen⸗ 
haften der Mitglieder des Hauſes nicht zu kritiſtren. 5 

Nachdem Referent Abg. d. Carlowitz den Antrag der Commiſſion noch⸗ 
mals empfohlen hat, wird zur Abstimmung geſchritten über den Antrag 


. Binde. { 3 , 
Das Reſultat ift zweifelhaft und es wird 0 Zählung vorgenommen. 
Es wird bierauf zur Zählung geſchritten, welche ergiebt, daß 122 gegen 
116 für den Antrag u Ab 5 Mucke geſtimmt haben. Abg. v. Vince 
beantragt namentliche Ab 


125 Stimmen abgelehnt. Der Antrag der Commiſſion wird gleichfalls ab⸗ 


gelehnt. Bei der Abſtimmung über den Antrag des Abg. Jung it das 


immung und ſein Antrag wird mit 113 gegen 
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allen nicht im Beſitze des Staates oder inländiſcher 


Retzow ꝛc.). 


Büreau zweifelhaft; die Zählung ergiebt, daß der Antrag mit 121 gegen 112 
Stimmen angenommen iſt. 

Es folgt die Berathung über eine Petition von Louis Ogilvie, Guts⸗ 
vorſtand zu Warriſchken, und Genoſſen, in welcher das Abgeordnetenhaus ge⸗ 
beten wird, behufs der Erlaſſung einer neuen Kreis⸗ und Gemeinde⸗Ordnung 
die Initiative zu ergreifen und 0 ihnen baldmöglichſt zu ihrem Recht zu ver⸗ 
helfen. Berichterſtatter Abg. v. Carlowitz. 

Die Commiſſion beantragt: 

„In Erwägung? daß eine auf einer freiſinnigeren Grundlage beruhende, 
neue Kreis⸗ und Gemeinde⸗Ordnung zwar ein dringendes, von dem Abgeord⸗ 
netenhauſe wiederholt anerkanntes Bedürfniß iſt, daß jedoch der Zeitpunkt, 
Hand an dieſe Geſetzgebung zu legen, in Betracht, daß die neu erworbenen 
Landestheile zunächſt einer Organiſation ihrer Verwaltung bedürfen, jetzt noch 
nicht gekommen fein möchte, geht das Haus über die betreffende Petition zur 
Tagesordnung über.“ 

Gegen den Antrag der Commiſſion nimmt das Wort 

Abg. v. Gerlach (Gardelegen): Die Petition ſei theilweiſe nicht genügend 
motivirt, theilweiſe unbegründet. — „Nach der jetzigen Vertretung“, heiße es 

in der Petition, „habe nur der Herr zu gebieten, der Bauer zu gehorchen: 

und doch habe der Bauernſtand verhältnißmäßig mehr zu zahlen.“ Auch 
unſere Miniſter hätten mehr zu gebieten, als ſie Steuer zahlen. Auch zum 
norddeutſchen Parlamente wähle jeder Kopf, an dem ein männlicher Körper 
iſt, obwohl mancher dieſer Köpfe ſehr viel mehr Steuern zahle als mancher 
andere. (Anhaltende Heiterkeit.) Die einzige hier angezeigte T.⸗O. ſei viel 
leicht nur die: „In Erwägung, daß die Petition nur Unſinn enthält, geht 
das Haus zur T.⸗O. äber“, mit Benutzung des Motivs, das der Abg. Tweſten 
in den Gebrauch des Hauſes eingeführt hat. Man mülſſe die einzelnen Local 
bedürfniſſe berückſichtigen, die durchaus verſchieden ſeien. Er ſei deshalb gegen 
Erlaß einer neuen Kreisordnung und nur für Fortbildung der alten, was 
durch beſondere principielle Geſetze geſchehen müſſe. Die Linke möge ſich 
erinnern, daß Art. 3 der Gemeinde⸗, Kreis⸗ und Provinzial⸗Ordnung vom 
Jahre 1852 nur von der eee nicht von der Beſeitigung der beſtehen⸗ 
den Ordnungen ſpreche. edner beantragt ſchließlich die einfache Tagesord⸗ 
nung über die Petition. 

Abg. Dr. Michelis (Allenſtein) findet die Motivirung des Petenten, ob⸗ 
wohl es ſich für das Haus nicht um dieſe, ſondern um die Sache handle, 
einfacher, klarer und verſtändiger als diejenige, mit der der Vorredner ſeinen 
Antrag begleitet hat; wie denn das Bolk in feinem Inſtinct jo oft das Rechte 
treffe, namentlich in der Erkenntniß ſeiner Bedürfniſſe. Das Haus möge da⸗ 
her den Antrag der Commiſſion genehmigen. 

Abg. Dr. Lette: Nach der Theorie des Abg. v. Gerlach könnte es gar 
keine allgemeine, ſondern nur noch Localgeſetzgebung geben. Die Stein⸗ 
Hardenbergſche Geſetzgebung zwinge unvermeidlich zur Einführung einer neuen 
Kreisordnung, da die Grundlagen unſeres Staatslebens noch immer auf den 
Vorausſetzungen des Feudalismus beruhten, während in dem Verfaſſungs⸗ 
leben der höchſten Sphäre das entgegengeſetzte moderne Princip des Conſti⸗ 
tutionalismus das bejtimmenoe ſei. Dieſer Widerſpruch lähme das Ganze, 
beraube die unteren Kreiſe der Organe zur Förderung der Schule, der Melio- 
rationen und verſetze uns in Nachtheil gegen die ungleich reifere Entwickelung 
der neuen Landestheile. Der Antrag der Commiſſion ſei daher nur zu em⸗ 
pfehlen. (Beifall.) 

Der Antrag des Abg. v. Gerlach wird darauf abgelehnt und der der 


Commiſſion angenommen. 

Man kommt zur Berathung über eine Petition von Th. Metz und Ge⸗ 
noſſen zu Köln, welche um Aufhebung der „ſogenannten Armen⸗Abgabe“ 
bitten, welche, eingeführt durch arrste dom 7. Frimaire Jahres V. der fran⸗ 
zöſiſchen Republik, beziehungsweise durch kaiſerliches Decret vom 9. Dezember 
1809, von öffentlichen Luſtbarkeiten und Schauſtellungen in der Form eines 

uſchlages zu dem Preiſe der Eintrittskarten erhoben wird. — Die beiden 
bgeordneten von Köln beantragten in der Commiſſion, dieſe Armenabgaben 
durch ein beſonderes Geſetz aufzuheben, und kam auch ein bezüglicher Geſetz⸗ 
entwurf zur Vorlage. Doch hat die Commiſſion beſchloſſen, zur Zeit noch von 
einem ſolchen abzuſehen, und beantragt ſtatt deſſen: „obige Petition der könig⸗ 
lichen Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen“. Berichterſtatter Abg. 


Roggen. 
Ag. Stroßer beantragt einfache — mit Rückſicht auf die 
von dem Regierungs⸗Commiſſarius in der Commiſſion abgegebene Erklärung. 
In eee Abgabe ſei weder ein Bedürfniß vorhanden noch fe 
ieſelbe zweckmäßig. a 

Nachdem Ref. Abg. Roggen replicirt, wird der Antrag des Abg. Stroßer 
mit 97 gegen 86 Stimmen verworfen, der der Commiſſion angenommen. 

bg. Heiſe beantragt nun, die Sitzung zu vertagen. Das Haus tri 
dem Vorſchlage bei. 5 
Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte 1 morgen 11 Uhr. T.⸗O.: 
Genoſſenſchaftsgeſetz und Fortſetzung der heutigen Tagesordnung. 
26. Sitzung des Herrenhauſes. 
Eröffnung 11% Uhr. Die Tribünen find. leer. 
. in Miniſtertiſche vier Regierungs⸗Commiſſare. Später der Handels 
miniſter. a 

Präſident Graf zu Stolberg eröffnete die Sitzung mit geſchäftlichen 

Mittheilungen. Es werden darauf das Geſetz. 2 die Abgabe von 

im . iſenbahn⸗Actien⸗Geſell⸗ 
ſchaften befindlichen Eiſenbahnen, der dritte Bericht der Matrikel Com miſſion, 
das Geſetz über ern des Salzmonopols und Einführung einer Salz: 
ft>uer, das Geſetz über die Aufhebung der durch den Zolltarif vorgeſchriebenen 
Gebühren für Begleitſcheine und Bleie ohne Debatte angenommen. 
(Die Erledigung aller dieſer Gegenſtände erfolgt innerhalb 5 Minuten.) 

Es folgt die zweite Abſtimmung über das Geſetz, betreffend die Ab⸗ 
änderung des Art. 69 der Verfaſſungs⸗Urkunde ꝛc. behufs Anwendung 
in den mit der preußiſchen Monarchie neu vereinigten Landestheilen (Ver⸗ 
mehrung des Abgeordnetenhauſes um 80 Mitglieder). Das Geſetz wird 
wiederholt angenommen (dagegen eine kleine Minorität, Herr v. Kleiſt⸗ 
Hierauf wird die Debatte über das Genoſſenſchaftsgeſetz 
fortgeſetzt. § 32 wird nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes ange⸗ 
nommen, ebenſo die $$ 33—36 ohne Debatte. Zu § 37 vertheidigt Herr von 
Kleiſt⸗Retzow ein don ihm geſtelltes Amendement, welches die Bedingungen 
für den Austritt aus der Genoſſenſchaft erweitert. 
Der Regierungs⸗Commiſſar Geh. en Eck erllärt, daß 
die Regierung aus formellen und materiellen 
überflüſſig und unannehmbar erachtet. — F 


| 378 En . 
zum Wohle des Landes, der Schulen ꝛc. gethan werden müſſe. — Die Ver⸗ 
eine hätten ja außerdem gar keine Unterftügung begehrt; der Vergleich mit 
den Eiſenbahngeſellſchaften c., die unterſtützt worden wären, ſei nicht richtig, 
man unterſtütze dieſe nicht im Intereſſe von Privatperſonen, ſondern im In⸗ 
tereſſe des Verkehrs. — Im Princip der Selbſthilfe liege in der That ein 
mächtiges Princip, und man dürfe daſſelbe nicht abſchwächen. — Früher habe 
man allerdings einzelne Induſtrielle unterſtützt, um einen beſtimmten In⸗ 
duſtriezweig zu heben; die Induſtrie in Preußen habe aber erſt feit der Zeit 
einen wirklichen Aufſchwung genommen, ſeitdem der Staat gar nicht mehr 
eingegriffen habe. Sehr verlockend ſeien ferner die Erfahrungen nicht, die der 

Staat mit der Unterſtützung einzelner Handwerker gemacht; in der Regel ſei 
der Staat um ſein Geld gekommen. 

Nehme man aber das Princip des Commiſſionsantrages als richtig an, 
fo würden ſich die Anſprüche von allen Seiten fo ſteigern, daß zwei Millio⸗ 
nen nicht genügten; Einzelne zu bevorzugen, ſei aber ungerechtfertigt; wenn 
der Staat Geld üb habe, möge er lieber die Klaſſenſteuer ermäßigen. 
Dann würden Alle gleichmäßig betroffen; dies erfordere die Gerechtigkeit. Er 
bitte dringend, den Paragraphen abzulehnen. — Graf Brühl befürwortet 
den Antrag der Commiſſion. — Graf Eulenburg ſpricht gegen den Com: 
1 Die Genoſſenſchaften beruhen auf geſunder Grundlage, und 
das Zuſtandekommen des Geſetzes ſei wünſchenswerth. Der Wunſch nach 
einer Unterſtützung ſei nie von dort laut geworden, ſondern nur der Wunſch, 
fh frei bewegen und ſich ſelbſt helfen zu dürfen. Man dürfe ihnen deshalb 
kein Hemmniß in den Weg legen. — Handelsminiſter Gr. Itzenplitz ſpricht 
nochmals gegen die Aufnahme des Paragraphen in das Geſetz, dies ſei par⸗ 
lamentaxiſch gar nicht zuläſſig, man möge ein beſonderes Geſetz auf Stiftung 
der Kaſſe einbringen, wenn man es für wünſchenswerth halte; in das Geſeß 
gehöre es nicht. — Der Schluß der Debatte wird angenommen. 

„Berichterſtatter Dr. 1 verzichtet auf das Wort. — Der 8 58 
wird mit großer Majorität abgelehnt. — $ 59 wird darauf angenom⸗ 
men und ſchließlich das ganze Geſetz mit den beiden geſtern und heute be⸗ 
U Aenderungen zu § 30 und 37 mit großer Majorität; dagegen 
u. A. Graf Brühl d. Kleiſt⸗Retzow. — Der letzte Gegenstand der Tages⸗ 
Ordnung iſt der Bericht der vereinigten Commiſſionen für Handel und Fi⸗ 
nanzen über das sach betreffend die Abänderung mehrerer Vorſchriften 
über das preußiſche Poſttaxweſen. — Die Commiſſion beantragt, das Geſetz 
fo anzunehmen, wie es aus den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes hervor: 
gegangen iſt. — Ref. Dr. v. Daniels befürwortet den Commiſſionsantrag. 
— Der Reg.⸗Commiſſax befürwortet die Annahme der urſprünglichen 
Regierungsvorlage, wonach das Porto für unfrankirte Briefe auf die Entfer⸗ 
nung von 5—10 Meilen ſchon 2 Sgr. betragen ſoll. 

8 eg Graf Itzenpliß erklärt, daß die Staatsregierung immer 
die Tendenz verfolgt habe, das Porto zu ermäßigen; dies könne aber im In⸗ 
Po der Finanzperhältniſſe nur nach und nach geſchehen. Die Einnahme: 
Poſition in dem ſchon angenommenen Etat ſei nach dem vorliegenden Geſetze 

egriffen. Er bitte deshalb, die Regierungsvorlage anzunehmen, da es der 

egierung unmöglich ſei, auf die Aenderung einzugehen. — Bei der Abſtim⸗ 
mung wird § 1 der Commiſſionsvorlage verworfen, $ 1 der Regierungs⸗ 
vorlage aber angenommen; ebenſo wird § 2 der Regierungsvorlage an» 
genommen, ebenfo die 88 3, 4 und 5, und ſchließlich das ganze G Ich: — 
Es wird darauf die Wahl zweier Schriftführer vorgenommen. — Schluß 
2% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 12 Uhr; Tages⸗Ordnung: Die 
Eiſenbahn⸗Anleihe. 

Berlin, 6. Febr. [Se. Majeſtät der König! befinden Aller⸗ 
hoͤchſtſich fortdauernd in erwünſchtem Wohlſein. Allerhöchſtdieſelben em: 
pfingen heute die Vorträge des Geheimen Cabinets⸗Rathes v. Mühler 
und des Wirklichen Geheimen Rathes v. Savigny, fo wie zu militäri⸗ 
ſchen Meldungen den Oberſt⸗Lieutenant v. Frankenberg⸗Prochlitz, 5 3. Re 
giments, der bei Dernbach am 4. Juli den Arm verlor, und Se. Durch⸗ 
laucht den Lieutenant Prinz zu Sayn⸗Wittgenſtein⸗Berleburg, à la suite 
des Königs⸗Huſaren⸗Regiments. Es findet bei Ihren Majefläten heute 
ein größeres Diner ſtatt. 

[Se. königliche Hoheit der Kronprinz] empfing geſtern 
Mittag den königlich ſächſiſchen Kriegsminiſter, General⸗Lieutenant von 
Fabrice. Um 5 Uhr ſpeiſten Ihre Majeſtäten der König und die Kö: 
nigin im kronprinzlichen Palais. Um 7 Uhr begaben ſich Ihre könig⸗ 
lichen Hoheiten der Kronprinz und die Kronprinzeſſin mit den heſſiſchen 


tt] Herrſchaften in das königliche Opernhaus. (St.⸗Anz.) 
Meteorologiſche Beobachtungen. 
e uch — 2 en ri eh Wetter. 
S N; 
Breslau, 6. Febr. 10 U. Ab. 322,29 | +5,71 SW. 3. Zieml. heiter. 
7. dab. 6 U. Mig. 323,25 [44,0 SW. 2. Bewölkt. 


Breslau, 7. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 17 F. 5 Z. U.⸗P. 5 F. 6 3. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Altona, 6. Febr. Als Termin für die Einſtellung der dienſt⸗ 
pflichtigen Mannſchaften im Bezirk des 9. Armeecorps iſt der 5. März 
feſtgeſetzt worden. 

Kopenhagen, 6. Febr. Der wegen Hochverraths angeklagte Re⸗ 
dacteur Bille iſt heute in letzter Inſtanz freigeſprochen worden, weil 
nicht dargethan ſei, daß Bille eine verbrecheriſche Abſicht gehabt habe. 
Der öffentliche Ankläger hatte Todesstrafe oder lebenslängliche Exilirung 
efordert. 
gef Florenz, 6. Febr. Die Commiſſion zur Berathung der Vorlage 
über die Kirchengüter hat ſich conſtituirt und zum Präſidenten de Luca 
und zum Schriftführer Mauro Macchi ernannt. Morgen findet die erſte 
Sitzung ſtatt. — Die mit Frankreich bezüglich der Repartition der päpſt⸗ 
lichen Staatsſchuld abgeſchloſſene Convention iſt, wie verſichert wird, von 
ſämmtlichen Bureaus der Deputirtenkammer genehmigt worden. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

6. 9 3 Uhr. Ziemlich feſt. Schluß⸗Courſe: 
69, 57. Italieniſche öproc. Rente 54, 70. Zproc. Spanier —— 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 410, —. Credit⸗Mo 
Eiſenbahn⸗Actien 407, 50. Oeſterr. Anl. von 
St.⸗Anl. pr. 1882 82%, London 90%, An⸗ 


Nimede Adee Jes 2 6 
U i . eue 

Feen. Staaten Anleihe pro 1883 76%, Det 2 
Actien —. 

„ Rhein⸗Nahebabn 32%. 
5% öſterreich. 

f 18641 
rheſſ. Looſe 53%. Baierſche Prämien⸗ 
53%. 5% Metolliques 46%. 44 X 


Ludwigshafen⸗Bexbach 156%. 
1854er 


Metalliaues 41%, Neues ſteuerfr. Anl. —. 

Wien, 6. Februar. [Abend⸗Börſe.] Fortdauernd ſchwankend. Credit⸗ 
Actien 173, 40. Nordbahn 162, 20. 1880er Looſe 86, 70. 1 Looſe 
82, 8 err Franz. taatsbahn 207, 00. Galizier 218, 75. Czerno⸗ 
witzer 184, 75. 

Hamburg, 6. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterr. Effecten bewegt, 
Valuten begehrt, Hamburger Staats⸗Prämienanleihe 90 Glo. — Schluß: 
Courſe: National⸗Anleihe 55%. Oeſterreich. Credit⸗Actien 67%. Oeſterr. 
1860er Looſe 67%. Mexicaner — Vereinsbank 109%. Norddeutſche Bank 
118%. Rheiniſche 115. Nordbahn 79%, Kieler 131%, Finnlän⸗ 
diſche Anleihe 81%, 1864er Ruf), Prämien⸗Anl. 85%. 1866er Ruſſ. Prä⸗ 


2. laſſe des verſtorbenen tal. preuß. 


Dr. Fr. 
efterr. | General b. Pfuel, ag lt Vale 5 1 
itze der Verfo 3 d te bi a 
. ungsſchaaren un ie Vernich 
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en. > 99 25 8 * n . 14 
Antwerpen, 6. Febr. Petroleum, raff. Type, weiß, flau, 48% | 
pr. 100 Ko. { 
annover, 4. Febr. Bei der heute ftattge der 4. Klaſſe 
de Toni. = iſch⸗hannoverſchen Lotterie fiel ein 802 ewinn von 1205 
Thaler auf Nr. 6490, ein Gewinn von 500 Thlr. auf Nr. , ein Gewinn 
von 400 Thlr. auf Nr. 1147, 2 Gewinne Thlr. fielen auf Nr. 1618 


u r. 
und 6458, 8 Gewinne zu 100 Thlr. * Nr. 10994, 12490, 5491, 11978, 
7682, 13829, 4514 und 9279, 12 Gewinne zu 50 Thlr. auf Nr. 13504, 13633, 
13147, 4693, 9397, 3309, 4324, 7895, „2812, 11521 u. 13670, 25 Ges 
winne zu 40 Thlr. auf Ne. 1838, 4674, 5306, 2781, 4040, 2261, 7529, 7409, 
5705, 2579, 12546, 13113, 12892, 6545, 8910, 5558, 5840, 6315, 3712, 5812, 
7076, 5684, 10125, 8255 und 8830 und 650 Gewinne zu 34 Thlr. 


Berliner Börse vom 6. Februar 1867. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn Stamm-Aotien 


Freiw. Staats-Anl. . . 44% 184 G. idende 1864.31865. 
Staats-Anl. von 18595 I104 4 bz. ge - a 
dito 1850. 524 90 % G. achen-Mastrich| — — bz. 
A dito 185314 90 % 8. Amsterd.-Bottd. 4. 7% be. 
dito 1854 4½ 99 % bz. Berg.-Märkische 7 152%, br. 
dito 18554 ½ 99 % bz, Berlin Anhalt. 1 13 17 ba. 
dito 185604 9% bz. erlin-Görlitz.. .| — — % bz 
dito 185714151904, br. dito St.- Prior — | — 99 br. 
dito 185914 99%, bz. erlin-Hamburg.|10 187 bz. 
dito 18644111994, bz. Berl.-Potsd.-Mgd.J is | 1 11%, bz, 
Staats-Schuldscheine| 314185, ba. erlin-Stettin. ..| 7% (8 135 bz. 
Präm.-Anl. von 1855/31, 122 B. Böhm.-Westb 5 — 62 G. 
Berliner Stadt-Oblig. 4% 90% ba. Breslau-Freib 4 9 142%, B 
S, Kur- u. Neumärk. 317 % B. Cöln-Minden 173% 45% bz 
(Pommersche .. .|31178%, ba. sel-Oderberg. 2 bz. 
‚5 \Posensche... .-- — — — dito St- Prior. — — @. 
= dito 2 —.— . — dito dito | — — 0. 
E dito neue. 4 88% bz, Galiz.Ludwigsb. | 9 6 > 
(Schlesische 314187% G. Ludwigsh.Bexb. | 9½ | 10 49 br. 
Kur- u. Neumärk. 4 92% bz. Magd.-Halberst. J 15 1% ba. 
Pommersche. . 4 93 B. 9 Ai 2⁰ 288 bz. 
& Posensche 4 90% bs. nz-Ludwigsh.| 71 8 30 bz. 
5 (Preussische. . 4 % @. 1 9 5 a — 
3 Westph. u. Rhein. 4 96 ½ G. eisse- Brieger *. B. 
© (Sächsische. . 4 84% f. Niedrschl. Märk.] 4 | — 91%, B. 
(Schlesische 4 92% be. Niedrschl. Zwgb.| 3%½ 3% 98 ba. 
Louisd’or 1107, &. Ost Bx. 7% be. besen Wilh| 10 115, 28 * b 
Goldkr. 9. 8 G. Poln.Bkn, — — — dito B 7 10 135 159% bz 
Ausländische Fonds. to 0. . 112, 183 I 
Oesterr. Metalliques. 5 4% Nee Er ft 5 be 
A dito Nat.-Anl. Oestr. südl. St.-B.] 8 7 08 4 4 197% bz. 
dito Lot.-A. v. G0 peln-Tarnow.| 3 3 75 bz. 
dito dito 64l— einische. ...» a s 116 be. 0 
dito 4er Pr.-A.|4 dito Stamm-Pr- er 
ni. Bisehbutu he — — = 7 1 u. d 
Ital. neue 5 proc. Anl. . . 8 5 h 2 138 bz 
Russ. Engl. Anl, 1862/5 arschau-Wien.| 711g 81 64 bn. 


dito Holl. Anl. 1864 % 


Bank- und Industrie-Papiore. 


dito & 300 Fl Tilo 


Kurhess.40 Thlr. Obi. . 


Baden 35 Fl. Loosel— remer Bank. 7 
Amerikan. St.-Anl. Denise Bank 57 70110 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. |Darmat, Zeiteib. 5 

Berg.-Märkische ... 14113198 G. 8 7 
= 4 — 5 * annoversche B 4 
to VSt Bill. 78 bz. Hamb. Nordd. B.] 7. 8 
Obin- Minden uu bz 1 Gele 
dito 10% 108 G nigsberger n. 64 | 6! 
dito a ee e 5 ' 8 
1 8 agdeburger 10 
— III 1 — be Posener Bank 2 al, 
dito ıv.la % B. a 1 
dito VI [84% ba. 7 6% 
Cos.-Oderb. (Wüh) 4 — — PR 
ge a a — 
al. Ludw: 0 8 . 
Niederschl.-Märk. . 4 90 ½ bz. erl. Hand.-Ges.| 8 8 
dito conv. a4 8. Coburg Oredb. A. 8 615 
dito u.a be. ärmstädter „|6 6 
dito IV.|414199 bz. 7 
Näschl. Zweigb. L. C% 100 %% ba ise. Com.-Anth.| 614 6% 
Oberschles. A. .. 2 4 — Genfer, Credb.-A. als 
dito B. . 
eee 20 24 B 1 1 
Alto .der B. — ar 
dito E.. — — Odd. 6 ne 
dito F. 1,195 G. chi. Bank.-Ver. Gl, 7 
dito G. 941, B. 
Oest.-Franz......»- 238 ba. 
Oest. — St-B 225%, be. 3 2 1 
Rhein. v. St. gar.. r. v. Eisenbdf. 81 8 5 
Rhein-Nahe-B. gar... 947, bz. h "a 


Berlin, 6. Februar. Roggen loco 78—7 541 —55 ab 
Bahn bez. — Rübdl loco 19 Thlr. Br. — Spiritus . 


Jaß 17 Thlr. bez., dito mit Faß 16% Thlr. bez, pro Febr. und Febr.⸗ 
März 174 —17 Thlr. bez. * 16% Tblr. Gh, Au e TA, — 
% Tblr. bez. Br. und Gid., MaisJuni 17 Fre Thlr. bez. und Br, % 
Thlr. Gld., Juni⸗Juli 17% Thlr. bez. und Br.: Gld. 


s Breslau, 7. Februar. Wind: Süd. Wetter: angenehm. Xhermo- 
meter Früh 3 Grad Wärme. Bei vorherrſchend matter S und ſehr 
ruhiger Kaufluſt haben ſich Gereide⸗Preiſe ſchwach behaupte. 

Weizen billiger erlaſſen, pr. EN. ſchleſiſcher 96 Sgr., 
gelber 84.94 Sgr., feinite Sorte 2—3 Sgr. über Notiz li, galiziſcher 
und polniſcher weißer 84 —90 Sgr., gelber 84—94 Sgr., feinſſe Sorte 
Notiz bezahlt. — Roggen bei matter Stimmung, pr. 84 Pfd. 66—69 Sgr., 
feinſte Sorte 70 5905 ahlt. — Gerſte nur in heller Waare beachtet, 
or. 74 Pfd. Sgr., gelbe 50 —55 einſte ‚über Notiz 
bezahlt. — Hafer preishaltend, pe, 50 Pfd. 2 Sorten über 
Notiz bezahlt, — Erbſen rt. — Wicken ngebot. — Oel⸗ 
ſaaten wenig Geihäft. — Lupinen ohne Verkehr. — Schleſiſche Bohnen 
9950 beachtet. — Schlag lein ſeſt. — Rapskuchen unverändert, 48— 

„ pr. . 

SE rr. Schi. Sgr. pr. Schl 
Haber Weizen WI Bohnen 7080.90 
Gelber Weizen 888993 Sgr. pr. Sad u l Brutto. 
Gee ene 66-6869 Schlag ⸗Leinſaat . . . 170-180-190 
Gerſte . 52—56—60 Winter⸗Raps 184 —195—205 
ir ER e ee 30—31—33 Winter: Nen 174—184—1% 

. 77 - ee 53—57—68 Sommer⸗Rübſen.. .. 148—156—164 
Micken „ 50—55—66 Leindotter —150—162 


. 140 
Kleeſaat bei beſchränkten Angeboten, rothe ordinäre ia 3 
mittle 15% —16% Thlr., feine 17%—18% Thlr., hochfeine 18% — * 
weiße ordinäre 14—19 Thlr., mittle 21—25 / Thlr., feine 26 —28% » 
hochfeine 2 lr. pr. C 


r. pr. Ctr. 
Thymothee ſchwacher U u notiren iſt 1012 Thlr. pr. Ctr. 
2428878 pr. ee 23 06 gr. hen a6. 


Der Rückzug der 445 aus Rußland. Aus 


öͤrſte r. Berlin bei Guſtav 


ruſſiſcher Major, befand fi Dil 


herausgegeben von „ 
in Tſcherniſchefs 
. eee der in 1 5 Peil 
tungsſcenen kennen, meld ot, Hunger und Peſtilenz unter den 
Feinden mehr noch als die Lanzen der Koſaken anrichteten. Dr. 
in einem engeren Kreiſe von Freunden des Generals aufgefordert, 

durch Mittheilungen aus ſeinem vielbewegten Leben ein ehrendes Gedächtniß 
zu ſtiften und wählte zunächſt das vorliegende Thema. Zu — a 
vafteriftit des um das Vaterland hochverdienten, von allen 2 Vater⸗ 
landsfreunden hochgeachteten Ehrenmannes werden in einem Anhange einige 
Erinnerungen aus dem näheren Umgange des Verfaſſers mit dem würbigen 
Veteranen, der ihm ſtets wohlgenei eund geweſen, mitgetheilt. 


Es find mir durch Einbruch 40-50 Stück neue und ge⸗ 
2 Cylinder⸗ und Spindeluhren, 1 neue Anker⸗Ubre, 
1 Nepetiruhre, 1 Paar neue Buckskin⸗Hoſen, 1 brauner 
Ueberzieher, 1 Shawltuch, 1 niedriger Filzhut geſtohlen wor⸗ 
den. Vor Ankauf wird Hane 18 [418] 

Domslau, den 7. Februar 1867. 


Ernft Langer, Uhrmacher | 
Be > b Schumann C 8 . 10 


2 Verantwortli 3 * 
0 e Bent, Ba d Ga ü aa Breslau, 


2 


dem a 1 
enerals der Infanterie Ernſt v. 510 N 


wurde 
demſelben 


